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Stromtrasse im Landkreis Gießen:
Gemeinden wehren sich gegen Eingriffe

Die Bundesnetzagentur hebt Veränderungssperren für
Buseck und Staufenberg auf, die den Bau im

Präferenzraum des Rhein-Main-Links betreffen.

Im Landkreis Gießen braut sich etwas zusammen, und die
Wellen schlagen hoch. Die Bundesnetzagentur hat kürzlich einen
drastischen Schritt unternommen und beiden Kommunen,
Buseck und Staufenberg, die Möglichkeit genommen, im
festgelegten Präferenzraum für die geplante Stromtrasse Rhein-
Main-Link Veränderungen vorzunehmen. Dies betrifft
insbesondere Gebiete in Alten-Buseck und Mainzlar. Die
Entscheidung der Behörde, die bis zum 16. August diese
Eingriffe untersagt hat, wird von den betroffenen Gemeinden
scharf kritisiert.

Die unterirdische Stromtrasse, die ab 2028 mit modernster
Technik in Betrieb gehen soll und über eine Kapazität von acht
Gigawatt verfügt, wird derzeit mit gemischten Gefühlen
erwartet. Der Verlauf der Trasse wird durch einen 250 Meter
breiten Korridor definiert, der nun als Präferenzraum für den
Kabelbau ausgewiesen ist. Die Bürgermeister von Buseck und
Staufenberg empfinden die Regulierung als einen massiven
Eingriff in die Möglichkeiten ihrer Kommunen.

Kommunale Widerstände und
Alternativvorschläge

Angesichts der strengen Regelungen haben sich beide
Kommunen zusammengeschlossen und sind mit weiteren sechs



Gemeinden aus der Umgebung aktiv geworden. In einer
anstehenden öffentlichen Antragskonferenz in Butzbach wollen
sie Alternativvorschläge präsentieren. Diese bezwecken unter
anderem, den Transport des Gleichstroms durch Freileitungen
statt Unterirdisch zu gewährleisten. Dies könnte nicht nur
Kosten sparen, sondern auch die Natur weniger belasten,
glauben die betroffenen Bürger.

Die Bundesnetzagentur hat klargestellt, dass diese
Entscheidung zum Schutz der Landschaft und anderer
Schutzgüter notwendig ist. Den Gemeinden wurde untersagt,
weitere Bebauungspläne zu realisieren, was unter anderem die
Erweiterung eines Gewerbegebiets in Staufenberg betrifft.
Bürgermeister Peter Gefeller ist frustriert und betont, dass es
keinen umfangreicheren invesitiven Plan für die Region gebe,
was die Situation zusätzlich kompliziert.

Das Verlassen des festgelegten Korridors würde nach Ansicht
der Bundesnetzagentur einen längeren Trassenverlauf nach sich
ziehen und massive Flächeninanspruchnahmen bedeuten, was
aus umwelttechnischer Sicht nicht vertretbar sei. Solche
Bedenken sehen viele Bürger als übertrieben an und fordern
einen Dialog über die beste Lösung.

Rechtslage und Planfeststellung

Beide betroffenen Kommunen haben nun die Möglichkeit, binnen
eines Monats Klage beim Bundesverwaltungsgericht
einzureichen, was sie ernsthaft in Erwägung ziehen.
Währenddessen ist jedoch für den 29. August in Butzbach eine
wichtige öffentliche Antragskonferenz geplant, die für die Bürger
eine Plattform bietet. Dort können Bedenken geäußert und
Anregungen eingebracht werden, auch wenn eine vorherige
Anmeldung nicht zwingend erforderlich ist. Dennoch wird zur
Planung eine solche empfohlen.

Die Gespräche und Diskussionen rund um die Stromtrasse
unterstreichen die Komplexität kommunaler und staatlicher



Entscheidungsprozesse in Bezug auf erneuerbare Energien. Die
anhaltenden Widerstände von Bürgern und Kommunen
verdeutlichen, wie wichtig es ist, dass die Widerstände der
Gemeinden ernst genommen werden. Es bleibt abzuwarten, wie
die weiteren Entwicklungsschritte in diesem Thema verlaufen
werden und welche Lösungen am Ende gefunden werden
können.

Ein Ausblick auf die Herausforderungen bei
Infrastrukturprojekten

Infrastrukturprojekte wie die zapflußbetriebene Stromtrasse
stehen oft im Spannungsfeld zwischen notwendigen
Entwicklungen zur Energiewende und dem Schutz von
Landschaften, der Interessen der Anwohner sowie kommunaler
Pläne. Der Dialog zwischen den Behörden und Kommunen ist
essenziell, um beiden Seiten gerecht zu werden und somit eine
tragbare Lösung zu finden, die nicht nur die Energieeffizienz
steigert, sondern auch den sozialen Frieden in den betroffenen
Gemeinden wahrt. Gerade in einer Zeit, in der die Energiewende
oberste Priorität hat, sollte das Augenmerk auch auf den
Bedürfnissen der Menschen gerichtet sein, die direkt von
solchen Bedürfnissen betroffen sind.

Das geplante Projekt Rhein-Main-Link zielt darauf ab, die
Energieversorgung durch eine zentrale Stromtrasse zu
verbessern. Die Trasse soll bis zu 8 Gigawatt Strom
transportieren, welcher aus Windkraftanlagen in der Nordsee
kommt. Diese Initiative ist Teil der deutschen Energiewende, die
darauf abzielt, den Anteil erneuerbarer Energien an der
Stromproduktion bis 2030 erheblich zu erhöhen. Eine
bedeutende Rolle spielt hierbei auch die Übertragungskapazität
des bestehenden Stromnetzes, die durch neue Trassen ergänzt
werden muss, um den Bedarf zu decken. Laut
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz hat
Deutschland das Ziel, bis 2045 klimaneutral zu werden, was
einen massiven Ausbau der Infrastruktur für erneuerbare
Energien erfordert.



Die Entscheidung der Bundesnetzagentur, den Präferenzraum
für den Rhein-Main-Link festzulegen, erfolgt nicht ohne
Kontroversen. Kommunen wie Buseck und Staufenberg erleben
Einschränkungen in ihrer Planungssicherheit und Diagnose von
Gemeinden, die sich in der unmittelbaren Umgebung der neuen
Trasse befinden. Diese Situation beleuchtet die Spannungen
zwischen städtischer Entwicklung und den Notwendigkeiten der
Energieinfrastruktur im Kontext des Klimaschutzes.

Konflikte um Flächennutzung und
Umweltschutz

Die Diskussion um die unterirdische Stromtrasse wirft auch
Fragen zur Nutzung von Flächen und den Schutz natürlicher
Ressourcen auf. In einem Land, in dem der Naturschutz hoch
anerkannt ist, steht der Ausbau der Strominfrastruktur oft in
Konkurrenz zu Umweltschutzinteressen. Besonders in ländlichen
Gebieten werden Bedenken laut, dass durch die Verlegung
neuer Trassen Lebensräume von Tieren und Pflanzen
beeinträchtigt werden könnten. Darüber hinaus gibt es
Befürchtungen, dass durch den Ausbau der Infrastruktur
landwirtschaftliche Flächen verloren gehen könnten, was für
viele Regionen wirtschaftlich katastrophale Folgen haben würde.

Die Bundesnetzagentur hat darauf hingewiesen, dass der
festgelegte Präferenzraum unter Berücksichtigung
naturräumlicher Elemente und bestehender Infrastrukturen
gewählt wurde. Dies soll sicherstellen, dass der Eingriff in die
Natur und die bestehende Landnutzung so gering wie möglich
gehalten wird. Ziel ist es, eine Balance zwischen der
Notwendigkeit erneuerbarer Energien und dem Schutz der
urlaubenden Natur zu finden.

Die Notwendigkeit, alternative Vorschläge zu prüfen, wie die
Umwandlung in Freileitungen, zeigt den
Kompromissfindungsprozess, der auch im Rahmen der
öffentlichen Diskussion führte. Diese Art von Bürgerbeteiligung
könnte die Entscheidungen der Planungsbehörden erheblich



beeinflussen, indem sie die Sorgen und Anregungen der
Anwohner berücksichtigt.

Antragskonferenzen und Bürgerbeteiligung

Die öffentlichen Antragskonferenzen, die derzeit stattfinden,
bieten eine Plattform für Bürger, Kommunen und weitere
Interessengruppen, ihre Anliegen zu äußern. Solche Konferenzen
sind wichtig, um Transparenz in den Planungsprozess zu bringen
und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Entscheidungen der
Behörden zu stärken. Sie ermöglichen auch die Diskussion über
spezifische Bedenken, wie etwa die Beeinträchtigung der
Lebensqualität oder potenzielle Umweltauswirkungen, die in den
Planungen möglicherweise nicht ausreichend gewürdigt wurden.

Die Bundesnetzagentur hat diese Konferenzen als einen ersten
Schritt in einem mehrstufigen Verfahren zum
Planfeststellungsbeschluss konzipiert. Nach der Erfassung der
öffentlichen Anregungen wird die Behörde ihren Entwurf weiter
verfeinern und auf die geäußerten Bedenken eingehen.
Letztendlich wird der Plan, der aus diesem Prozess hervorgeht,
maßgeblich die zukünftige Energieversorgung in der Rhein-Main-
Region beeinflussen.

Diese öffentliche Beteiligung ist nicht nur ein zusätzliches
Element der demokratischen Entscheidungsfindung, sondern
auch eine Notwendigkeit, um ein Projekt von solch großem
Ausmaß und Bedeutung nachhaltig und akzeptabel zu gestalten.
Die erfolgreiche Implementierung ist entscheidend, um die
Energieziele Deutschlands im Rahmen der nationalen
Klimastrategie zu erreichen.
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